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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit behandelt den vorsorgenden Bodenschutz im Bun-
des-Bodenschutzgesetz, insbesondere die "gute fachliche Praxis in der Land-
wirtschaft" - ein Thema, welches in jüngerer Vergangenheit wieder an er-
staunlicher politischer Aktualität gewonnen hat. 

Die unlängst grassierenden Tierseuchen, um nur ein Beispiel zu nennen, 
haben uns wieder ins Bewusstsein gerückt, wie wichtig Umweltschutz und 
Umweltvorsorge sind und wie schnell sich Nachlässigkeiten in diesen Berei-
chen rächen. 

Die Verknüpfung der Gesellschaft, der Verbraucher bzw. der Nahrungs-
mittelkonsumenten mit der Landwirtschaft hätte nicht deutlicher werden kön-
nen. Ohne eine nachhaltig qualitätsorientiert betriebene Landwirtschaft kann 
es keine gesunde Ernährung und keinen dauerhaft wirksamen Umweltschutz 
geben. 

Nach wie vor besteht großer Bedarf an sinnvollen Umweltschutzmaßnah-
men. Es ist an der Zeit, dass nachhaltiger Umweltschutz wirklich Zentralthe-
ma unseres Wirtschaftens wird und bleibt. Der bis Anfang der neunziger Jah-
re viel beachtete Umweltschutz wurde im Zuge der Wiedervereinigung und 
der Globalisierung thematisch weitgehend vernachlässigt. 

Die Verantwortung rur unsere Umwelt kann und darf zukünftigen Genera-
tionen nicht als Sanierungsaufgabe überlassen werden. Die engagierten Fach-
kreise sowie die politischen Verantwortungsträger müssen darur sorgen, dass 
der Umweltschutz seinem zentralen Stellenwert entsprechend berücksichtigt 
und gefördert wird. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Frühjahr 2002 abgeschlossen und als 
Dissertation angenommen. 

Mein ganz herzlicher Dank gilt vor allem Herrn Prof. Dr. Franz-Joseph 
Peine. Er hat mich bei der Wahl des Themas hilfreich unterstützt und die 
Arbeit stets konstruktiv begleitet. Seine offenen und richtungsweisenden An-
regungen haben mir bei der Erstellung der Arbeit sehr geholfen. 

Ferner danke ich Herrn Prof. Dr. Ulrich Häde rur die zügige Zweitbegut-
achtung. 
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Herrn Prof. Dr. Michael Kloepfer danke ich sehr dafür, dass er die Auf-
nahme der Arbeit in seine Schriftenreihe zum Umweltrecht befürwortet hat. 
Dies stellt für mich eine besondere Auszeichnung dar. 

Darüber hinaus danke ich meinem Vater, Dr.-Ing. Ulrich LoH. Er hat gro-
ßen Anteil am Gelingen dieser Arbeit. In vielen Gesprächen konnte er mir die 
naturwissenschaftliche Seite des Bodenschutzes näher bringen und so meinen 
Blick für das praktisch Relevante schärfen. 

Schließlich schulde ich meiner Familie und meinen Freunden großen 
Dank. Sie haben sich die Mühe gemacht, die Arbeit Korrektur zu lesen und 
standen mir persönlich immer hilfreich zur Seite. 

Mannheim, März 2003 Carsten Loll 
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Einleitung / Problemstellung 

Mit Verabschiedung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) im 
Jahre 1998 hat ein lang andauerndes Ringen um die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen zum Schutz des Bodens seinen vorläufigen Höhepunkt gefunden. 

Bereits im Jahre 1971 schrieb die damalige Bundesregierung den Schutz des 
dritten Mediums "Boden" neben Wasser und Luft in ihr Umweltprogramm. I Der 
Boden sollte vor nachteiligen menschlichen Eingriffen geschützt werden? Auch 
auf internationaler Ebene fand der Schutz des Bodens weitgehende Beachtung. 
Der Europarat verabschiedete 1972 eine europäische Bodencharta,3 das UNEP-
Umweltprogramm von Montevideo4 aus dem Jahre 1981 nennt den Boden-
schutz als eines der zwölf vordringlich zu bearbeitenden Themen, die W orld 
Soil Charta der FA05 und die World Soils Policy des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen6 geben internationale Anweisungen zum Bodenschutz. 

Trotz dieser Ansätze wurde das Umweltmedium Boden lange Zeit ver-
nachlässigt.7 Es blieb umstritten,8 ob es überhaupt eines eigenständigen Bo-
denschutzgesetzes bedürfe, da der Boden als Querschnittsmaterie durch ver-
schiedene, bereits vorhandene Regelungen, wie z.B. das Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG), das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und das Abfall-
gesetz (AbfG), unmittelbar oder mittelbar geschützt wurde. 9 

In den Blickpunkt eigenständiger gesetzgeberischer Tätigkeit und in den Mit-
telpunkt des öffentlichen Interesses rückte das Schutzgut Boden erst in den acht-

I BT-Drs. 612710, S.6; zur Entwicklung des Bodenschutzes allgemein Kaueh, Bo-
denschutz aus bundesrechtlicher Sicht, S. 2 f.; Storm, DVBI. 1985, S. 316 (317 f.). 

2 BT-Drs. 6/2710, S. 6. 
3 Resolution (72) 19 vom 30.5.1972. 
4 Dazu Storm, Umweltrechtsprogramm von Montevideo, in: Kimminichlv. Lersner, 

Handwörterbuch des Umweltrechts, Sp. 1472 ff. 
S Food and Agriculture Organisation of the United Nations, Rome 1982, Resolution 

8/81. 
6 United Nations Environment Programme, Nairobi 1982. 
7 Bückmann, Bodenschutzrecht, S. 1; Kloepfer, Umweltrecht, § 12 Rn. 4; Kühner, 

Bodenschutz als Planungsaufgabe, S. 25; Leidig, Bodenschutz im Rechtssystem, S. 1; 
ErbguthlStollmann, NuR 1994, S. 319 ff.; v. Lersner, NuR 1982, S. 201 (202). 

8 Ausführlich hierzu Bückmann, Bodenschutzrecht, S. 162 ff; Peine, in: Jarass et al., 
UGB-BT, S. 557 (583 ff.). 

9 Vgl. BenderlSparwasserlEngel, Umweltrecht, S. 265; Peine, UPR 1997, S. 53 ff. 
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ziger Jahren. Insbesondere die Altlastenproblematik erregte Aufmerksamkeit. 
Die Deponie Hamburg-Georgswerder und der Stadtteil Bielefeld-Brake wurden 
auch außerhalb der Fachwelt zu geläufigen Begriffen. Zu Anfang der neunziger 
Jahre machten dann die "Hochwasserkatastrophen" an Rhein und Mosel, die auf 
die fortgeschrittene Bodenversiegelung zurückgeführt wurden, die Übernut-
zung des Bodens deutlich. Die Sanierung von Altlasten erfolgte auf Grundlage 
des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts. Spezialgesetzliche Regelungen 
fehlten in der Regel. Die Länder begegneten den vermehrt auftretenden Voll-
zugs- und Anwendungsschwierigkeiten mit dem Erlass von Spezialgesetzen in 
Form von Altlasten bzw. Bodenschutzgesetzen. Die sich ergebende 
Rechtszersplitterung ließ den Wunsch nach einer bundeseinheitlichen Regelung 
entstehen. \0 Zu diesem Zeitpunkt hielten viele ein eigenständiges Bundes-Bo-
denschutzgesetz noch nicht für erforderlich, zum Teil gar für nicht wünschens-
wert; II so auch 1987 noch der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
(SRU).12 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung von 198513 postulierte die 
Minimierung von qualitativ und quantitativ problematischen Stoffeinträgen 
und eine Trendwende im Landverbrauch.14 Diese Konzeption wurde 1988 
durch den Maßnahmenkatalog "Leitlinien und Maßnahmen" zum Boden-
schutz von der Bundesregierung in konkrete Vorgaben umgesetzt. 15 Im Fol-
genden fügten die jeweiligen Gesetzgeber in die bereits bestehenden umwelt-
schützenden Gesetze bodenschützende Regelungen ein bzw. vertieften diese. 

Auf internationaler Ebene verabschiedete 1992 die Konferenz für Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Janeiro die Agenda 21. 16 Kapitel 10 dieser Agen-
da stärkt den Bodenschutz. Es enthält umsetzungsbedürftige Handlungsan-
weisungen für einen integrierten Ansatz der Planung und Bewirtschaftung 
von Landressourcen sowie für die Bekämpfung der Wüstenbildung. 

IO BenderiSparwasser/Engel, Umweltrecht, S.271 Rn. 61; Bückmann, Bodenschutz-
recht, S. 164 ff.; Kauch, Bodenschutz aus bundesrechtlicher Sicht, S. 4; Peine, in: Jarass et 
al., UGB-BT, S.557 (583 ff.); Rengeling, in: HendlerlMarburgerlReinhardtiSchröder, 
Bodenschutz und Umwe1trecht, S. 43 (46); Peine, NuR 1999, S. 121 (121). 

II BenderiSparwasseriEngel, Umwe1trecht, S. 266 Rn. 42. 
12 Bender/Sparwasser/Engel, Umwe1trecht, S. 266 Rn. 42; Rid/Hammann, UPR 

1990, S. 281 ff. 
I3 BT-Drs. 10/2977; BMU, Bodenschutz, Naturschutz: Umwelt '90, S. 150 f.; Hoh-

stock, in: Bundesforschungsanstalt fiir Landeskunde und Raumordnng, Konzeptionen 
zum Bodenschutz, S. 21 ff. 

14 BT-Drs. 10/2977, S. 8. 
15 BT-Drs. 11/1625; BMU, Bericht der Bundesregierung - Maßnahmen zum Boden-

schutz; BMU, Bodenschutz, Naturschutz: Umwelt '90, S. 160 f 
16 Zur Konferenz von Rio BT-Drs. 12/3380; BMU, Dokumentation über die Konfe-

renz der Vereinten Nationen fiir Umwelt und Entwicklung. 
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Ein eigenes Bundes-Bodenschutzgesetz wurde erst Anfang der neunziger 
Jahre thematisiert. Einen entscheidenden Anstoß zum Erlass einer derartigen, 
eigenständigen Gesetzesmaterie gab auch die deutsche Wiedervereinigung mit 
dem Hinzukommen einer Vielzahl neuer Altlastenfalle auf dem Gebiet der neu-
en Bundesländer und einem entsprechend geschärften Problembewusstsein.17 In 
der 12. Legislaturperiode des Deutschen Bundestags nahm die Bundesregierung 
die Erarbeitung eines Bundes-Bodenschutzgesetzes in Angriff. Der Erlass eines 
solchen Gesetzes war in der Koalitionsvereinbarung von Januar 1991 18 verein-
bart worden. Die Bearbeitung konnte allerdings nicht zum Abschluss gebracht 
werden und wurde in der 13. Legislaturperiode wieder aufgenommen. Die Er-
gebnisse des 60. Deutschen Juristentags von 199419 flossen in sie ein. Der Bun-
destag nahm am 12. Juni 1997 den Gesetzentwurfder Bundesregierung vom 25. 
September 1996 rur ein "Gesetz zum Schutz des Bodens,,20 in der vom Umwelt-
ausschuss vorgeschlagenen21 Fassung an?2 Am 5. Februar 1998 verabschiedete 
der Bundestag nach Anrufung des Vermittlungs ausschusses durch den Bundes-
rat das "Gesetz zum Schutz des Bodens" mit den vom Vermittlungsausschuss 
vorgeschlagenen23, zum Teil gravierenden Änderungen?4 Der Bundesrat 
stimmte am 6. Februar 1998 gern. Art. 84 Abs. 1 GG zu. Die Verkündung des 
Gesetzes zum Schutz des Bodens vom 17. März 1998 erfolgte am 24. März 1998 
im Bundesgesetzblatt.25 Die Verordnungsermächtigungen des Bundes-Boden-
schutzgesetzes sowie die dort enthaltene Vorschrift über die Anhörung der be-
teiligten Kreise traten daraufhin in Kraft. Die restlichen Vorschriften erlangten 
am 1. März 1999 Geltung. 

Als untergesetzliche Regelwerke existieren bislang die bedeutende Bun-
desbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 16. Juli 1999, 
die Verordnung über die Eintragung des Bodenschutzlastvermerks, 26 die Be-
kanntmachung des Bundesministeriums rur Umwelt und Reaktorsicherheit 
(BMU) zu Methoden und Maßstäben rur die Ableitung von Prüf- und Maß-

17 Bender/SparwasseriEngel, Umweltrecht, S.266 Rn. 42; Oldiges, Leipziger Um-
weltrechtliche Dokumentationen, S. 11; ErbguthiStollmann, GewArch 1999, S.223 
(223); Oft, ZUR 1994, S. 53 (54). 

18 Koalitionsvereinbarung von Januar 1991, Teil XII, Nr. 12 ff., auszugsweise abge-
druckt in F AZ vom 25.11.1991, S. 8. 

19 DIT, Diskussionsgrundlage zum 60. Juristentag, S. B 5 ff. 
20 BT-Drs. 702/96. 
21 BT-Drs. 13/7891. 
22 BR-Drs. 422/97. 
23 BT-Drs. 13/9637. 
24 Kobes, NVwZ 1998, S. 786 (786). 
25 BGB!. 1998 I, S. 502. 
26 BGB!. 1998 I, S. 502. 


